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Flüchtlings-
beratung
Di. 11 Uhr und 
ALG 2 Beratung 
Di. 13 Uhr mit 
Klaus Jürgen Dahler 
in der Roten Insel 

Kohlen Handlung 
Julius Leber: Heute

Kohlen Handlung
Entwurf

Grundstück der ehemaligen Kohlenhandlung Julius Leber in der Torgauer Straße 24-26. Auf 
diesem Gelände befand sich die ehemalige Kohlenhandlung „Bruno Meyer“ , die der Familie Julius 
und Annedore Leber in den 40er Jahren als konspirativer Treffpunkt und Ort der Vernetzung des 
Widerstrandes gegen die NS-Diktatur diente. Das Gebäude ist 1944 durch Bombentreffer weitgehend 
zerstört und nach 1950 durch Annedore Leber neu errichtet worden. Nach dem Willen der 
Bezirksverwaltung soll es im Rahmen der Erstellung des geplanten Grünzuges an der Torgauer Straße 
abgerissen werden, obwohl es im Rahmen des ausgeschriebenen Kunstwettbewerbs „Denkzeichen 
Kohlenhandlung Annedore und Julius Leber“ auch Vorschläge zu seiner Erhaltung gab. (Vgl. Artikel auf 
Seite 6).                                                                                                                        Foto: Andreas Bräutigam

Eine Steckdosenleis-
te für Julius Leber. So 
stellt sich die Bezirks-
verwaltung das Denk-
zeichen für Julius Le-
ber vor. Eine unheim-
liche Metamorphose 
vom Widerstand gegen 
die NS-Terrorherrschaft 
zum elektrischen Wi-
derstand. Übrig bleibt 
einfach nur Kopfschüt-
teln, Fassungslosigkeit 
und Wut.                                                 

Quelle: www.roteinsel.blogspot.de#!/2012/09/eine-steckdoseleiste-fur-julius-leber.html                                                                                                                                         

Ergebnisse des 
Runden Tisches 
zur Gedenkstätte 
Kohlenhandlung Leber
Am 27.09.2012 fand der 
auf Grund einer BVV-An-
frage gemeinsam von SPD, 
Grüne und Die Linke ge-
forderte Runde Tisch statt, 
mit dem lt. BVV-Beschluss 
das weitere Vorgehen „in 
Richtung eines Gedenkor-
tes  Kohlehandlung „Bruno 
Mayer Nachf.“ beraten und 
„eine umfassende Revisi-
on und ggf. Korrektur des 
Wettbewerbes“ erzielt wer-
den sollte.  Lt. Einladung 
des Bezirksbaustadtrates 
Krüger (CDU) sollte es bei 
dem Treffen jedoch darum 
gehen, „das Wettbewerb-
sergebnis zu vermitteln, 
über das Verfahren zu in-
formieren und die Realisie-
rung des Denkzeichens zu 
reflektieren.“ 
Entsprechend dieser Miss-
deutung durch den Be-
zirksbaustadtrat haben 
SPD, Grüne und Linke 
beim Runden Tisch ihren 
Unmut über das Verfah-
ren und das Jury-Ergebnis 
kundgetan und deutlich ge-
macht, dass eine der ge-
samtstädtischen Bedeu-
tung des Ortes angemes-
sene Stätte der Erinnerung 
gewünscht sei. Man trenn-
te sich ohne konkretes Er-
gebnis. Wachsamkeit ins-
besondere auch der Bürger 
bleibt erforderlich.
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Rathaus öff nen
Hier kurze Hinweise, wie 
man (derzeit) die Rat-
haus-Politik im Bezirk di-
rekt beeinfl ussen kann. 
Der Arbeitskreis Kom-
munales und die Verord-
neten von DIE LINKE be-
raten und unterstützen 
Sie/Dich gerne dabei.
Einwohnerfragen zur 
BVV: Zu jeder BVV-Sit-
zung können Einwohne-
rinnen und Einwohner 
am Anfang der Sitzung 
Anliegen öff entlich ma-
chen und eine Antwort 
vom Bezirksamt abfor-
dern.
Näheres: http://
www.berlin.de/
ba.tempelhof-
schoeneberg/politik/
bvv/frage.html
Bürgerbegehren und 
Bürgerbescheid:
Grundsätzlich sind Bür-
gerbegehren zu allen 
Themenbereichen mög-
lich, in denen die Be-
zirksverordnetenver-
sammlung (BVV) be-
schlussberechtigt ist.
Näheres: http://
www.berlin.de/ba-
tempelhof-schoeneberg/
info/mehr_demokratie.
html
Eingaben und Be-
schwerden:
Probleme mit Entschei-
dungen der Verwaltung 
können als Petition an 
den BVV-Ausschuss ein-
gereicht werden.
Näheres: http://
www.berlin.de/ba-
tempelhof-schoeneberg/
politik/bvv/formular.php

Bürgerbeteiligung bei 
Bebauungsplänen:
Bei neuen Bebauungs-
plänen sind Interventio-
nen möglich.
Näheres: http://
www.berlin.de/ba-
tempelhof-schoeneberg/
organisationseinheit/
planen/
bebaungsplaene.html

BVV-Sondermittel:
„Zuschüsse für Verei-
ne, Bürgerinitiativen und 
Projekte aller Art“.
Näheres: http://
www.berlin.de/ba-
tempelhof-schoeneberg/
politik/bvv/wissen.html
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Bestehende Mietwohnungen sichern!
Senat und Bezirksamt treibt 
der Neubau um. Schön, wenn 
er nicht andere Ziele (z.B. 
stadtklimatische, wie bei ei-
ner Bebauung auf dem Tem-
pelhofer Feld) verletzt. Aber 
die Neubauten gehen auch 
an dem drängendsten Bedarf 
vorbei. Am Barbarossaplatz 
werden nun erst 106 kleine, 
einfache Wohnungen abgeris-
sen, um anschließend in ganz 
anderen Dimensionen zu 
bauen (Wohnungen bis 220 
qm– mit Parkblick). „Dank“ 
an BVV-Mehrheit (SPD und 
CDU) und Bezirksamt, die 
HOCHTIEF 2011 ein entspre-
chendes Baurecht ermöglicht 
haben.     Foto: Harald Gindra
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Dokumentiert:
Anträge von DIE LINKE in der BVV
Erschwinglichen Wohnraum sichern - 
Kommunale Eingriff smöglichkeiten aus-
bauen

Teil I (Drs. Nr. 0379):
Die BVV möge beschließen:
Das Bezirksamt wird gebeten, sich bei den zustän-
digen Stellen dafür einzusetzen, dass die recht-
lichen Grundlagen ausgedehnt werden, um ver-
schiedenen Fehlentwicklungen besser im Bezirk 
entgegenwirken zu können. Außerdem wird das 
Bezirksamt aufgefordert, bestehende Möglichkei-
ten auszuschöpfen.
Das Bezirksamt möge sich dafür einsetzen,
- dass der Abriss von Wohngebäuden schnellst-
möglich wieder unter Genehmigungsvorbehalt ge-
stellt wird.
- dass die heutigen Standorte von Wohnbauten 
planungsrechtlich überprüft werden und, soweit 
nicht geschehen, auch zukünftig für Wohnen gesi-
chert werden.
- dass in Zusammenarbeit mit dem Senat geeigne-
te Instrumente entwickelt werden, um Bestands-
gebäude für das Wohnen mit bezahlbaren Mieten 
zu sichern. Dabei sollte das Instrument der Erhal-
tungssatzung (nach § 172 Baugesetzbuch - zur 
Bewahrung einer „städtebaulichen Eigenart des 
Gebiets“ bzw. „Zusammensetzung der Wohnbe-
völkerung aus besonderen städtebaulichen Grün-
den“) geprüft werden und möglichst weitgehend 
eingesetzt werden.
Begründung:
Auch in unserem Bezirk ist feststellbar, wie in an-
deren Innenstadtbereichen, dass Gebäude aus 
den 1960‘er /1970‘er Jahren für den Abriss vor-
bereitet werden. Genannt seien hier nur Barbaros-
saplatz, Winterfeldt- und Ansbacher Straße. Meist 
werden dadurch erschwingliche, kleinere und 

einfachere Wohnungen dem Markt entzogen und 
meist durch hochwertigeren Wohnraum ersetzt. 
Oft entstehen dann auf derselben Fläche weniger 
Wohnungen als vorher, oft als Eigentumswohnun-
gen nur für einen eingeschränkten Teil der Woh-
nungssuchenden erschwinglich. In anderen Be-
zirken erfasst die Entwicklung bereits Häuser, die 
erst Anfang der 1990‘er Jahre bezugsfertig wa-
ren. Diese Entwicklung verschärft den Mangel von 
Wohnungen innerhalb des S-Bahn-Rings, die auch 
Menschen mit kleinen Einkommen sich noch leis-
ten können.

Teil II (Drs. Nr. 0384)
Das Bezirksamt möge sich
- gegenüber dem Senat dafür einsetzen, dass 
schnellstmöglich ein Instrumentarium geschaff en 
wird (Zweckentfremdungsverordnung), womit der 
Bezirk gegen Zweckentfremdung (Leerstand, Um-
wandlung) vorgehen kann.
- gegenüber dem Senat dafür einsetzen, den Kün-
digungsschutz bei Umwandlung von Miet- in Ei-
gentumswohnungen von 7 auf 10 Jahre auszudeh-
nen und die Umwandlung in besonders gefährde-
ten Gebieten genehmigungspfl ichtig zu machen.
- gegenüber dem Senat dafür einsetzen, dass in 
die Berechnung des Mietspiegels zukünftig nicht 
nur Neuvermietungen, sondern auch Bestands-
mieten einbezogen werden.
- außerdem dafür einsetzen, dass neue Kontroll-
aufgaben bei der Personalzumessung ausreichend 
berücksichtigt werden.
Begründung:
Mittlerweile leugnet kaum noch jemand, dass der 
Wohnungsmarkt in Berlin angespannt ist. Die sozi-
ale Mischung ist dadurch in immer mehr Gebieten 
gefährdet, weil sich Verdrängungsprozesse und 
Vermarktungsinteressen ungehindert Bahn bre-
chen können. Dem sollte der Bezirk so weit wie 
möglich entgegenwirken, auch wenn er Marktge-
setze nicht vollständig aushebeln kann.
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Unsere 
Bezirksverordneten

Elisabeth Wissel
Telefon: 01577 34 62 721
wissel.elisabeth@googlemail.
com

Harald Gindra
Tel: 01525 45 25 000
Linke.bvv.ts@googlemail.com

Termine nach telefonischer 
Vereinbarung
Büro und Erreichbarkeit 
im Rathaus Schöneberg, 
Raum 2036
Tel: 030/ 90 2 77 4898
Sprechstunde: 
Mittwochs 15 - 17 Uhr 

Arbeitskreis 
Kommunales (AKK)
In offener Diskussion, 
Gäste sind ausdrücklich 
eingeladen, begleitet der 
AKK unsere Arbeit in der 
BVV. Mitglieder, andere 
kommunal Interessierte und 
von bezirklichen Entschei-
dungen Betroffene können 
auf diese Weise Einfluss auf 
Vorlagen der BVV nehmen.

Akk-Termine: 
Sitzungsvorbereitung: 
Montag, 22. Oktober 2012 
um 19 Uhr, im Rathaus 
Schöneberg, Raum 2036.
Bezirksverordnetenver-
sammlung (BVV)
Die nächste öffentliche 
BVV-Sitzung findet am Mi., 
24. Oktober 2012,  um 17 
Uhr, im Rathaus Schöne-
berg, BVV-Saal statt. 
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BVV 19. September 2012

Jetzt ist erst mal der Zeitdruck genommen. Ab Ok-
tober beginnen die Anmeldungen an die Grund-
schulen für das nächste Jahr. Überstürzt hatte das 
Bezirksschulamt im September neue Einzugsbe-
reiche ausgearbeitet. Es gab Änderungen im ge-
samten Bezirk, und an vielen Schulen entstand 
Unruhe. Lange Schulwege, Querung von Haupt-
verkehrsstraßen, teilweise auch Zuschnitte, die 
sich auf die soziale Zusammensetzung bei man-
chen Schulen negativ ausgewirkt hätte.
Warum Veränderungen? Geänderte Bevölkerungs-
entwicklungen führen dazu, dass die Schulpla-
nung regelmäßig nachjustiert werden muss.
Vor den Sommerferien kam noch ein Sonderer-
eignis dazu, das eigentlich erfreulich ist: Die Ge-
meinschaftsschule an der Rubensstraße wurde 
genehmigt. Damit fiel eine große Grundschule aus 
der regulären Zuordnung. Ein Einzugsbereich von 
160 Schülern musste neu aufgeteilt werden. Mit 
einer Neuordnung quer durch den ganzen Bezirk 
hat sich das Schulamt übernommen. Aber insbe-
sondere schien es, dass manche Schulen beson-
ders benachteiligt würden. Deshalb formierte sich 
schnell Widerstand und auch im BVV-Schulaus-
schuss kam kein Beifall.

Bürger beklagt mangelnde Transparenz beim 
Kiezfonds Kolonnenstraße
Mit einer Einwohnerfrage wollte ein Bürger er-
fahren, was mit dem von 2003 bis 2010 mit über 
100.000 Euro finanzierten Kiezfonds geschehen 
sei. Der Kiezfonds war vor allem zur Stärkung der 
Nachbarschaft gedacht, Defizite sollten abgebaut 
und Wohnformen verbessert werden. Es gäbe kei-
nerlei Dokumentationen über Ergebnisse, Vergabe 
von Mitteln sowie zu den Zielen und zur Zusam-
mensetzung der Jury. Stadträtin Klotz (B.90/Grü-
ne) gab hierzu nur eine dürftige Antwort. So sollte 
die Jury nur über die Vergabe der Mittel entschei-
den, die Darstellung der Projekte für die Öffent-
lichkeit war dagegen nicht vorgesehen. Es besteht 
in dieser Sache dringender Klärungsbedarf, wo, 
wie und warum öffentliche Mittel eingesetzt wur-
den. Verbesserte Transparenz  wurde für 2013 
versprochen; im Rahmen des Bürgerhaushaltes ist 
an eine Fortführung des Kiezfonds gedacht.

Senats-Pläne für das Tempelhofer Feld (TF) de-
cken sich nicht mit Bezirksinteressen
Zur Großen Anfrage (verschobene Drs 336 der 
letzten BVV) über die Zukunft des Tempelhofer 
Feldes entbrannte eine heftige Debatte über Woh-
nungsbedarf im Bezirk. Stadträtin Klotz (B.90/
Grüne) sagte zu den Bauabsichten des Senats, 
dass der Bezirk sich für ein geringeres Wohnungs-
potential auf dem TF ausspreche und eine Auswei-
tung der Baufläche Columbiadamm ablehne, dazu 
gäbe es auch einen BVV-Beschluss von 2009. DIE 

LINKE und überraschenderweise auch die CDU 
(zumindest halbherzig) sind gegen eine Bebau-
ung der Ränder des TF. In verdichteter Form wür-
den dann 7- bis 10-geschossige Wohnbauten mit 
engen Straßen und wenig Freiraum entstehen. 
An die Folgekosten u.a. für Kitas und Schulen, so 
Zander (CDU), die der Bezirk tragen müsse, wäre 
dabei überhaupt nicht gedacht. Wissel und Gind-
ra (DIE LINKE) machten deutlich, dass zunächst 
die innerstädtischen Brachen als Wohnbaugebiete 
für kleine Wohnungen genutzt werden sollten und 
die Zweckentfremdung endlich bekämpft werden 
müsse. Ein- bis Zweizimmerwohnungen, die inner-
städtisch zerstört werden, seien auf dem TF nicht 
zu erwarten.

Erhalt der Kolonie Tempelhofer Berg
Einstimmig wurde der Antrag (Drs 374) von DIE 
LINKE, die Kleingärten im Südwesten am Rande 
des TF dauerhaft zu sichern, beschlossen. Sollten 
andere Pläne von Senatsseite favorisiert werden, 
darf dies nur im Einvernehmen mit den Kleingärt-
nern geschehen. Für das Stadtklima, die Wohn-
qualität, den Natur- und Artenschutz hätte eine 
Bebauung negative Auswirkungen. Auch als Ort 
für soziales Lernen und generationsübergreifen-
des Miteinander hat die Kolonie eine hohe Bedeu-
tung. Prinzipiell stehen wir als DIE LINKE für den 
Erhalt und die Erhöhung von Lebensqualität und 
dies muss Vorrang vor wirtschaftlichen Verwer-
tungsinteressen haben.

Elisabeth Wissel

SPD, Grüne, PIRATEN und DIE LINKE brachten 
deshalb einen gemeinsamen Antrag (Drs 0369) 
in die September-BVV ein, der die Neueinteilung 
stoppen sollte. Das Bezirksamt verständigte sich 
dann im Vorfeld schon darauf, dem Vorschlag zu 
folgen. Der bisherige Einzugsbereich der Rubens-
schule wurde jetzt nur auf zwei Schulen aufgeteilt 
– ansonsten vorerst keine Änderung. Aber diese 
Schulen wären völlig überfüllt, wenn die Mehrzahl 
der Schulanfänger dort angemeldet würde. Dazu 
empfiehlt der angenommene Beschluss, dass El-
tern von Lindenhof- und Teltow-Grundschule bei 
Überbuchung mit Vorrang bei Wechselwünschen 
berücksichtigt werden sollen.
Außerdem fordert der BVV-Beschluss, offensiv 
über das Gemeinschaftsschul-Modell zu informie-
ren und für dieses zu werben. So könnte vermie-
den werden, dass wegen Verunsicherung von El-
tern zu wenige Kinder aus dem (ehemaligen) Ein-
zugsbereich an die Gemeinschaftsschule ange-
meldet würden. 

BV H. Gindra

Konflikt um Grundschul-Einzugsbereiche
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Tempelhofer Feld:   Historische Stadtentwicklung

Der Kampf ums Tempelhofer Feld hat 
historische Vorbilder
Das aktuelle politische Tauziehen um die 
Nachnutzung des Tempelhofer Feldes – Woh-
nen, Gewerbe, Gedenkstätte / Museums-
standort, Bürgerpark oder einfach so lassen, 
wie es ist – ist nicht so neu, wie es scheinen 
mag, sondern hat weit zurückreichende histo-
rische Parallelen. 
Dieses wurde bei einem Vortrag des Historikers 
Matthias Heisig zum Thema „Der Kampf ums Tem-
pelhofer Feld.  Anmerkungen zur Berliner Stadt-
entwicklung der 1920er Jahre“ deutlich, zu dem 
der Förderverein zum Gedenken an Naziverbre-
chen um und auf dem Tempelhofer Feld e.V. am 
13. September 2012 in die Mediengalerie in der 
Dudenstraße eingeladen hatte. Heisig schilderte 
die Nutzungsgeschichte des Exerzierplatzes der 
Berliner Garnison als Ergebnis vielfältiger städte-
baulicher Diskussionen und gegensätzlicher Inte-
ressen.
Das ursprünglich von der Dresdener Bahn im Wes-
ten bis zur heutigen Oderstraße im Osten, von der 
Ringbahn im Süden bis zur Hasenheide am heuti-
gen Columbiadamm im Norden reichende Tempel-
hofer Feld war als Exerzierplatz der Berliner Garni-
son zur Jahrhundertwende primär militärisch ge-
prägt. Militärische Übungen und Paraden, aber 
auch erste Flugversuche mit Fesselballons und 
Zeppelinen bestimmten das Bild. 

Gleichwohl war das 700 ha große Gelände öf-
fentlich zugänglich, so dass  bereits im Kaiser-
reich eine zivile Aneignung des Tempelhofer Fel-
des durch die Berliner Bevölkerung stattfand. 
Es diente als Versammlungsort beim Sonntags-
spaziergang und –picknick, wie es beispielswei-
se das Gemälde von Hans Baluschek „Sonntag 
auf dem Tempelhofer Feld“ aus dem Jahre 1907 
zeigt, bei Sportveranstaltungen und politischen 
Versammlungen (Militärparaden mit Kaiserschau 
vor und während des ersten Weltkrieges, spä-
ter 1918 Kundgebung zum Gedenken an die To-
ten der Novemberrevolution mit Rednern von SPD 
und USPD).

Durch den Verkauf des Westteils des Feldes zwi-
schen Dresdner Bahn und Berliner Straße (heu-
te Tempelhofer Damm) an eine Immobilienge-
sellschaft und seiner Entwicklung zum geho-
benen Wohnviertel Neutempelhof sollte der 

Wohnungsnot begegnet werden. 1910 entstand 
als hochverdichtetes Nobelviertel zunächst die 
Wohnbebauung an der heutigen Dudenstraße, ab 
1921 wurde der übrige Westteil als Gartenstadt 
(heutiges Fliegerviertel um die Manfred-von-Richt-
hofen-Straße ) realisiert. Diese Bebauung war ur-
sprünglich für Facharbeiter, Angestellte  vorgese-
hen, konnte aber aufgrund der geforderten hohen 
Grundstückspreise nicht für diese Gruppe reali-
siert werden. Stattdessen zogen dort viele haupt-
amtliche Verbandsfunktionäre, Abgeordnete und 
andere Menschen mit gehobenen Gehältern ein. 
Nach der Revolution von 1918/19 traten die ver-
schiedenen Nutzungsansprüche auch für den Rest 
des Feldes deutlich hervor: Park- und Sportanla-
gen zum Erhalt der Volksgesundheit gegen Bebau-
ung und militärische Nutzung. Auch die Idee ei-
nes Flughafens als Zwischenlandeplatz für Ver-
kehrsflugzeuge wurde geboren. Damals lehnten 
Neukölln und Tempelhof einen Flughafen auf dem 
Tempelhofer Feld ab und forderten stattdessen 
besagte Erholungs- und Sportmöglichkeiten.

1922/23 jedoch machte die einhellige Ablehnung 
des Flughafens durch die Bezirke einer sowohl-
als-auch-Einstellung Platz. So konnte im Okto-
ber 1923 der provisorische Flughafen Tempelhof 
im östlichen Teil des Geländes verwirklicht wer-
den. Der Volkspark Neukölln (zwischen heutigem 
Flughafengebäude und Friedhof Columbiadamm) 
eröffnete 1925, der Sportpark an der heutigen 
Oderstraße 1928.
Erstaunlich ist, dass der Flughafen erst im Juni 
1925 seine Genehmigung erhielt. Schon bald mel-
dete die Flughafengesellschaft ihre Erweiterungs-
ansprüche an und Hunderte von Kleingärtnern 
sollten 1928 das Feld räumen.

1933 gab es mit der Abschaffung der kommuna-
len Selbstverwaltung, dem Ausbau der Luftwaffe 
und dem Repräsentationsbedürfnis des NS-Sys-
tems eine Zäsur und ein striktes Ende aller zivilen 
und bürgernahen Nutzungsansprüche. Der Flug-
hafen Tempelhof, wie wir ihn heute kennen, wurde 
gebaut, Volkspark und Kleingärten verschwanden. 
Der Flughafen wurde Stätte der Luftrüstung und 
Zwangsarbeit und damit wesentliches Instrument 
der NS-Welteroberungspläne. Vom Sportpark als 
ziviler Nutzungsart blieb nach 1945 nur ein küm-
merlicher Rest übrig. Gerade deshalb ist es wich-
tig, an die heute nicht mehr sichtbaren Erfolge 
des politischen Kampfes um zivile und bürgernahe 
Nutzungsmöglichkeiten des Tempelhofer Feldes in 
der Weimarer Republik zu erinnern.

Andreas Bräutigam

Buchhinweis: 
Stalin - Geschichte und 
Kritik einer schwarzen 
Legende.
Von Domenico Losurdo 

Es gab Zeiten, da blick-
ten berühmte Staats-
männer wie Churchill 
oder Intellektuelle wie 
Hannah Arendt, Lion 
Feuchtwanger oder Hein-
rich Mann voller Achtung 
und Bewunderung auf 
Stalin und auf das von 
ihm geführte Land. Doch 
mit dem Kalten Krieg 
und nicht zuletzt mit der 
Geheimrede Chruscht-
schows wurde Stalin zu 
einem »Monster«, das 
vielleicht nur mit Hitler 
zu vergleichen sei. Do-
menico Losurdo setzt 
sich mit den Konflikten 
und Interessen auseinan-
der, die diesem Umsturz 
der Sichtweise zugrun-
de liegen. Er nimmt die-
sen radikalen Gegensatz 
der Stalinbilder zum An-
lass, sie allesamt zu pro-
blematisieren, statt ei-
nes davon zu verabsolu-
tieren. Hierfür betrachtet 
er die sowjetische Ge-
schichte auf der Grund-
lage einer umfassenden 
Komparatistik der Tra-
gödien des 20. Jahrhun-
derts, entdämonisiert 
Stalin und kontextuali-
siert eine Reihe der ge-
gen ihn erhobenen An-
klagen, ohne sie einfach 
zu negieren.
Der Autor Prof. Dr. phil. 
Domenico Losurdo wur-
de 1941 geboren, lehrt 
Philosophie an der Uni-
versität Urbino in Italien 
und hat zahlreiche Bü-
cher veröffentlicht, dar-
unter eine Aufsehen er-
regende Nietzsche-Bio-
graphie, die auch in der 
Bundesrepublik brei-
te Anerkennung gefun-
den hat.
Quelle: www.papyrossa.
de/sites_sortiment/ge-
samt_geschichte_direkt.
html

Bild: Hans Baluschek (1907) "Sonntag auf dem 
Tempelhofer Feld." 
Quelle: www.peterpapke.de/images/1907_3.jpg 
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Abgeschrieben

"Feindbild Islam
10 Thesen gegen den Hass                               
These Nummer 1
Der Westen ist viel gewalttätiger als die 
muslemische Welt.
Millionen arabische Zivilisten wurden seit Beginn 
der Kolonialisierung getötet.
10:1
These Nummer 2
Nichts Fördert den Terrorismus mehr als die 
„Antiterror-Kriege“ des Westens.
Sie sind ein Terrorzuchtprogramm.
These Nummer 3
Terrorismus ist kein typisch muslimisches,
sondern ein weltweites Problem.
249:3
These Nummer 4
Islamisch getarnte Terroristen sind Mörder.
Christliche getarnte Anführer 
völkerrechtswidriger
Angriff skriege auch.
These Nummer 5
Muslime waren und sind mindestens so tolerant 
wie Juden und Christen.
Sie haben die westliche Kultur entscheidend 
mitgeprägt.

These Nummer 6                                                  
Nicht nur in der Bibel,                                                                         
auch im Koran                                                     
sind die Liebe zu Gott und Nächstenliebe 
die zentralen Gebote.                                     
These Nummer 7
Die westliche Politik gegenüber der 
muslimischen Welt
leidet unter einer erschreckenden
Ignoranz einfachster Fakten.
These Nummer 8
Der Westen muss die muslimische Welt genauso 
fair 
und grosszügig behandeln wie er zu Recht Israel 
behandelt.
Muslime sind genauso viel wert wie Juden und 
Christen.
These Nummer 9
Die Muslime müssen sich wie ihr Prophet 
Mohammed
für einen Islam des Fortschritts und der Toleranz  
einsetzen.
Sie müssen dem „muslimischen Terrorismus“
die religiöse Maske vom Gesicht reißen.
These Nummer 10
Das Gebot der Stunde heißt Staatskunst,
nicht Kriegskunst – in Afghanistan, in Pakistan,
im Irak, im Iran, in Syrien und in Palestina. "                   Von Jürgen Todenhöfer

Quelle: Video, ca. 7 Min. auf: www.youtube.com/watch?v=QUrqDvMgBVs&feature=related

In der Welt, in Berlin und im Bezirk wird es unruhig. Am Dienstag, den 18. September 2012,  fand eine 
Demonstration gegen die Sparpolitik mit folgenden Slogans statt: "People of Europe Rise up!";  "Athen 
Berlin, Spanien gemeinsam gegen Sparpolitik"; "Generation Krise"; "Gemeinsam und Entschlossen, 
Kapitalismus überwinden!"; "Klassenkampf statt Co. Management" und vieles mehr. Die Demo begann 
am  Alexanderplatz. Immer wieder liest man in der linken Presse von ausdrücklichen Protesten in ganz 
Europa, besonders in Griechenland, Portugal und Spanien. Die Teilnahme nicht nur der Empörten  wird 
hart kriminalisiert. "Gemeinsam und Entschlossen, Kapitalismus überwinden" ist in der ganzen Welt 
angesagt! Die Spuren und Konsequenzen der Kriege im Nahen Osten und anderswo kehren wie ein 
Bumerang nach Europa zurück.                                                                                Bilder: Grace Irazoque

Athen, Berlin, Spanien: 
Gemeinsam gegen Sparpolitik!

29. September 2012 
Umfairteilen - Reich-
tum besteuern
Zehntausende Menschen 
in vielen Städten der Bun-
desrepublik, unter ih-
nen zahlreiche Mitglie-
der und Sympathisanten 
der LINKEN, sind heu-
te auf die Straße gegan-

gen. Sie forderten laut-
stark und unübersehbar, 
die gigantischen priva-
ten Vermögen, die sich in 
den Händen einiger we-
niger Superreicher befi n-
den, durch eine Millionär-
steuer und eine einmalige 
Vermögensabgabe zur die 
Finanzierung öff entlicher 
Aufgaben heranzuziehen.

www.dielinke.de
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Die erbärmliche „Sozialpolitik“ von SPD 
und Grünen wird von CDU und FDP mit 
ihrer Kürzungspolitik fortgesetzt. Seit der 
Einführung von ALG II in 2002 wurde eine 
konsequente unsoziale Politik betrieben. 
Die bürgerlichen Parteien überbieten sich 
dabei mit Reformvorschlägen, die Weni-
ge begünstigen, aber die abhängigen Ar-
beitssuchenden dabei ins Abseits stel-
len. Über höhere Zuverdienstmöglichkei-
ten für Hartz-IV-Bezieher werden Unter-
nehmen durch staatliche Subventionie-
rung diese als preiswerte Arbeitskräfte 
angeboten. Die Betroffenen dürfen dann 
zu Niedriglöhnen sehen, wie sie klar kom-
men. In pseudopositive Floskeln wie „Re-
formen“ oder „bessere Chancen auf dem 
Arbeitsmarkt“ gehüllt, werden immer aus-
gefeiltere Knebelinstrumente eingeführt. 
Dabei werden die finanziellen Mittel für 
eine nachhaltige Förderung immer dürf-
tiger und Pflicht- in Ermessensleistungen 
umgewandelt. Seit April 2012 können so-
zialpädagogische Begleitung und orga-
nisatorische Unterstützung bei der Be-
rufsausbildung und -vorbereitung, Ausbil-
dungsbonus, Eingliederungsgutscheine, 

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen und Ar-
beitsgelegenheit in der Entgeltvariante 
nicht mehr in Anspruch genommen wer-
den. Dagegen gibt es jetzt das Instru-
ment FAV (Förderung von Arbeitsverhält-
nissen), bei dem ein Zuschuss von bis zu 
75% an die Arbeitgeber gezahlt wird, der 
insgesamt innerhalb von fünf Jahren zwei 
Jahre lang gewährt wird. Ein weiteres In-
strument ist der EGZ (Eingliederungszu-
schuss), der bis zu 50% des Arbeitsent-
geltes beträgt und bis zu 12 Monate ge-
währt wird. Wobei die Betroffenen durch 
Androhung von Kürzungen zur Teilnahme 
an der Maßnahme genötigt werden. Priva-
te Vermittler wollen natürlich auch verdie-
nen, bei denen dann ein Aktivierungs- und 
Vermittlungsgutschein eingelöst werden 
kann. Nicht nur, dass die angebotene Ar-
beit für einen Hungerlohn verrichtet wer-
den soll, es sind häufig Arbeiten, die sinn-
entleert sind oder völlig unpassend zum 
Profil des „Bewerbers“ stehen. Prekä-
re Arbeit hat derzeit Hochkonjunktur und 
die hohe Anzahl von Arbeitslosen, gerade 
in Berlin über 10%, zeigt, wie unsozial die 
Politik der Herrschenden ist. Nach einer 

Prekäre Arbeitsbedingungen, dank der Arbeitsmarktreformen von 
SPD und Grüne

Wie so vieles Notwendige und Wün-
schenswerte im Bezirk, das nicht erhal-
ten oder gebaut wird, so scheiterte zu-
letzt leider auch die Bewahrung und Pfle-
ge eines wichtigen Gedenkortes vor allem 
am politischen Willen der Entscheidungs-
träger/innen. In einer Mitteilung des Be-
zirksamts zur Kenntnisnahme (vom 9.10. 
2010) heißt es: „Das Vorhandensein his-
torischer Bausubstanz, die Rückschlüs-
se auf den genauen Ort der konspirati-
ven Treffen der Widerstandsgruppen zu-
ließe, müsste geprüft werden. Allerdings 
scheint es mit Blick auf die historischen 
Ereignisse vor Ort nicht angemessen, hier 
Gebäudeteile zu sichern bzw. Erkenntnis-
gewinn.“ Statt eines Gedenkortes soll nun 
nur noch ein Gedenkzeichen an die ehe-
malige Kohlenhandlung in der Torgauer 
Straße 24-25, Ort des Widerstands wäh-
rend der Nazi-Diktatur, erinnern. Für ei-
nen Gedenkort mit überregionaler Be-
deutung will man nicht mehr als 20.000 
Euro ausgeben. Dagegen wurde für den 
Schwerbelastungskörper, ein Relikt aus 
der Nazi-Zeit, das der Bodendruckmes-
sung dienen sollte, unweit der Papestraße 

DGB-Studie vom Anfang des Jahres hat in 
den vergangenen Jahren etwa die Hälfte 
der Erwerbstätigen, die zusätzlich staatli-
che Unterstützung benötigten, nicht mehr 
als 6,50 Euro pro Stunde erhalten. In die 
gleiche Sparte Niedriglohn fallen die hek-
tisch hervorgebrachten Initiativen, wieder 
„Reformen“, Berliner Job-Offensive oder 
Berlin Arbeit, bei denen Menschen vor al-
lem in den ersten Arbeitsmarkt gebracht 
werden sollen. Die Senatsverwaltung er-
hofft sich von dem Projekt Job-Offensi-
ve, das noch bis 2013 läuft und eine in-
tensivere Betreuung beinhaltet, weniger 
Leistungsempfänger. So auch bei dem 
im Juli beschlossenem Projekt Berlin Ar-
beit. Langzeitarbeitslosigkeit wird nicht 
abgebaut und Fachkräftemangel nicht 
bekämpft. Aktive Beschäftigungspolitik 
sieht anders aus. Alle „Reformen“ sind 
ein Flickenteppich, der nicht auf sozialer 
Gerechtigkeit beruht. Verteilungsgerech-
tigkeit, soziale Perspektiven und Lebens-
planungssicherheit für den Menschen ha-
ben für die Lenker der Sozialpolitik keine 
Bedeutung.

Elisabeth Wissel

im Jahr 2009 knapp eine Million Euro zur 
Herstellung der allgemeinen Begehung 
verausgabt. Für das sogenannte Gedenk-
zeichen hat das Bezirksamt dieses Jahr ei-
nen Künstlerwettbewerb veranstaltet, und 
eine Jury legte Ende August das favorisier-
te Ergebnis vor. Der Titel des Kunstwerks 
lautet „Windfang“. In der Begründung ist 
davon die Rede, dass der Entwurf „die 
Leichtigkeit und die energiegeladenen Zu-
kunftsentwürfe beider Lebensentwürfe 
(Julius und Annedore Leber) in der Schwe-
be“ ausdrücke und „das Kommen und Ge-
hen vieler Menschen, die diesen Ort be-
sucht haben, erahnbar“ mache. Windfang, 
Podest und die Relikte der Energieversor-
gung mögen so die Trauer um das verlore-
ne kleine Haus in seiner metaphorischen 
Bedeutung und den Ort in seiner emo-
tionalen, politischen und energetischen 
Weite erfahrbar machen.“ Dieses esote-
rische Geschwafel geht am Kern, an der 
Bedeutung des Ortes als Ort des zivilge-
sellschaftlichen Widerstandes völlig vor-
bei. Das geschichtlich-spezifische, das 
die Gedenkstätte Deutscher Widerstand 
in den 70er Jahren in ihrem „Stadtplan“ 

erarbeitet hat, wurde inhaltlich nicht ein-
bezogen. Der Ort war ein Treffpunkt von 
Menschen, die ihr Leben riskierten, u.a. 
mit der Herstellung von Informationsma-
terial zum Faschismus, ebenso wurden 
dort Pläne zum Umsturz des Naziregimes 
geschmiedet. Annedore Leber führte das 
Werk ihres Mannes mit der Errichtung ih-
res Verlags, mit Literatur gegen das Vor-
herrschen des Vergessens und der Ver-
drängung, bis zu ihrem Tod 1968 fort. 
DIE LINKE ist gegen eine solche ver-
stümmelte Darstellung der Geschichte; 
dagegen haben sich die anderen Parteien 
in der BVV mit der Setzung eines Denk-
zeichens abgefunden. Vom 13.-26. Sep-
tember werden alle künstlerischen Ent-
würfe im Rathaus Schöneberg ausge-
stellt, und am 27. September trifft sich 
der „Runde Tisch“ u.a. mit Vertreter/in-
nen der Gedenkstätte Deutscher Wider-
stand und der Berliner Geschichtswerk-
statt. Es bleibt zu hoffen, dass die Bedeu-
tung des zivilgesellschaftlichen Wider-
stands doch noch besser zur Geltung ge-
bracht werden kann.

Elisabeth Wissel 

Nur Gedenkzeichen für die ehemalige Stätte des Widerstands 
Julius Leber
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Denkmal der Bildhauerin Marie Uchytilová für die 
82 ermordeten Kinder aus Lidice

Wenige Kilometer von Prag ist die Nationa-
le Gedenkstätte Lidice gelegen, die in der Zeit 
nach der sogenannten „samtenen Revolution“ 
in der Tschechoslowakei fast in Vergessenheit 
geriet und seit einigen Jahren wieder mehr 
Aufmerksamkeit in der Tschechischen Öffent-
lichkeit erfährt. Wie bitter notwendig heu-
te eine intensive Auseinandersetzung mit der 
Geschichte von Lidice gerade in Deutschland 
ist, zeigen die skandalösen Forderungen deut-
scher Vertriebenenverbände nach einer Ent-
schuldigung Polens und Tschechiens für die 
Vertreibung Deutscher nach 1945. 
Am  10. Juni 1942 ermordeten die deutschen Be-
satzer 173 Männer und später 82 Kinder aus dem 
östlich von Prag gelegenen Dorf Lidice als Vergel-
tung für das damalige Attentat auf den deutschen 
Reichsprotektor für Böhmen und Mähren, den SS-
Obergruppenführer und Leiter der Sicherheitspoli-
zei, Heydrich.
In der Nacht vom 9. zum 10. Juni wurden die Män-
ner von ihren Familien getrennt, die Frauen und 
Kinder in die Schule des Dorfes getrieben und 
morgens mit LKWs nach Kladno, 25 km nordwest-
lich von Prag, abtransportiert.
Nachdem im Laufe des 10. Juni sämtliche männli-
che Dorfbewohner über 16 Jahre auf dem Gut der 
Bauernfamilie Horak erschossen worden waren, 
wurde das Dorf niedergebrannt und dem Erdbo-
den gleichgemacht. Die Ortschaft sollte für immer 
von der Landkarte verschwinden. Der Friedhof 
des Dorfes wurde geschändet, sämtliche Gräber 
ausgehoben und eingeebnet, Goldzähne der Toten 
geraubt und deren sterbliche Überreste zerstreut.
Die Kinder wurden von ihren Müttern getrennt. 
Die Frauen wurden in das KZ Ravensbrück depor-
tiert. Bis auf einige Ausnahmen wurden die Kinder 
wenig später in der polnischen Ortschaft Chelm 
ermordet. 
Kurz vor ihrer Ermordung wurden noch einige Kin-
der, die entsprechend des Rassenwahns der Na-
zis als arisch galten, von den anderen Kindern 

Vergessene Orte, vergessene Taten?
getrennt, in Erziehungsheimen der Nazi-Organi-
sation „Lebensborn“ im Sinne der Nazis „germa-
nisiert“ und an deutsche Familien zur Adoption 
übergeben.
Auf dem Gelände der Gedenkstätte dokumentiert 
eine sehr interessante Ausstellung unter dem Na-
men „Und die Unschuldigen waren schuldig“ die 
damaligen Ereignisse und vor allem die vielen in-
dividuellen Schicksale der Einwohner des Dor-
fes. Sehr beeindruckend sind die per Video auf-
gezeichneten Interviews von aus dem KZ Ravens-
brück befreiten Lidicer Frauen  und die Schilde-
rungen überlebender Kinder, die nach 1945 wie-
der in ihre Heimat zurückkehrten. Erschütternd 
sind die Aussagen der Mütter, wie sie von ihren 
Kindern getrennt wurden und erst bei ihrer Rück-
kehr von der vollständigen Vernichtung ihres Dor-
fes und der Ermordung ihrer Familien erfuhren.
Schon vor der Befreiung 1945 entstand eine inter-
nationale Bewegung unter dem Titel „Lidice shall 
live“ zum Gedenken an das Dorf Lidice und seine 
Bewohner. Der Initiator war der britische Arzt Ber-
nett Stross. Die Nazis sollten auf keinen Fall mit 
ihrem Vorhaben, das Dorf und seine Bewohner 
aus dem historischen Gedächtnis auszulöschen, 
Erfolg haben.
Gleich nach Kriegsende wurde ein neues Dorf mit 
gleichem Namen aufgebaut und an der angren-
zenden Stelle des alten Dorfes eine würdige Ge-
denkstätte geschaffen. Zwischen Gedenkstät-
te und dem neuen Lidice wurde ein „Rosengarten 
der Freundschaft und des Friedens“ angelegt. Die 
Rote Rose wurde zum antifaschistischen Symbol 
des neuen Lidice.
Nach der sog. Wende 1989 wurde lange Zeit die-
ser Rosengarten staatlicherseits nicht mehr ge-
pflegt. Nicht selten wurde die Gedenkstätte von 
einigen Anhängern der „Samtenen Revolution“ als 
„Relikt“ des Realsozialismus verunglimpft. Nach 
nationalen und internationalen antifaschistischen 
Protesten und dank Spenden konnte der Rosen-
garten 2002 wieder eingeweiht werden. Und nun 
lässt sich auch Staatspräsident Claus dort seit 
letztem Jahr wieder sehen…
Carsten Schulz
Der Autor dieses Artikels suchte bei seinem letz-
ten Prag-Aufenthalt im Juli dieses Jahres  in Rei-
sebüros der tschechischen Hauptstadt leider ver-
geblich nach Angeboten, die Gedenkstätte zu 
besuchen. In den 90er Jahren bot die tschechi-
sche Reiseagentur Cedok noch täglich Tagesfahr-
ten nach Lidice an. So muss man nun individu-
ell mit der Prager Metro (Station Déjvická) und 
Stadtrand-Bus (220056) zur Gedenkstätte fahren. 
(Fahrzeit mit Bus ca. 20 Min.) Ein Besuch lohnt 
sich allemal, da der Übersichtsplan am Eingang 
und die Ausstellung per Ansagen in deutscher 
Sprache erläutert werden und man so keine spezi-
elle Führung benötigt.  

Carsten Schulz

Vor einem Jahr plan-
te die evangelische Kir-
chengemeinde, die Kita 
zu schließen. Das Grund-
stück sollte verkauft wer-
den, um die Gemeinde fi-
nanziell zu sanieren.
Das hat breiten Eltern-
protest hervorgerufen. 
Einwohnerinnen-Fragen 
in der BVV zwangen das 
Bezirksamt zur Positio-
nierung. Von DIE LINKE, 
aber auch in der gesam-
ten BVV, gab es Unter-
stützung. So lag drohend 
ein Antrag im Stadtent-
wicklungsausschuss, der 
das Geschäft hätte ver-
miesen können (Siche-
rung als Gemeindebe-
darfsfläche).
2012 stellte der Senat in 
einer Untersuchung fest, 
dass der Bereich um die 
Albrechtstraße schon 
jetzt mit Kita-Plätzen un-
terversorgt ist. Wegen 
des erweiterten Versor-
gungsanspruchs 2013 
sind auch Sondermittel 
für Kita-Ausbau im Berli-
ner Haushalt eingestellt.
Dies, der Widerstand der 
Eltern und der politische 
Druck führten wohl zu ei-
nem Umdenken in der 
Gemeinde. „Lemiki“ (ein 
überörtlicher evangeli-
scher Träger, der sieben 
weitere Kitas betreibt) 
hat die Kita und die Jun-
gendeinrichtung über-
nommen. Statt Stillle-
gung stehen jetzt Aus-
bau und Sanierung an.
Schaler Beigeschmack: 
Noch nicht einmal 20% 
der Kita-Plätze im Bezirk 
werden von der öffent-
lichen Hand betrieben. 
Das Beispiel zeigte, wie 
„Freie“ Träger den Be-
zirk mit wirtschaftlichen 
Entscheidungen überra-
schen können. Versor-
gungssicherheit und Pla-
nung sind damit für den 
Bezirk immer wieder ge-
fährdet.

BV H. Gindra

Kita Albrechtsstraße 
106 gesichert
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Mieter-Aufruf: Gentrifi zierung - Wir sind 
an Ihren Erfahrungen interessiert!
DIE LINKE als kleine Partei in einem großen Be-
zirk kann nicht überall sein. Wir wollen aber her-
ausfi nden, in welchem Umfang und mit welchen 
Methoden sich Ihre Nachbarschaft verändert. Wa-
rum Mieter mit kleinem Einkommen wegziehen 
müssen und sich die sogenannte „Aufwertung“ 
von Kiezen breit macht.
Deswegen bitten wir Sie um Informationen: Wo 
werden aufwändige Sanierungen geplant, verbun-
den mit der Ankündigung erheblicher Mietsteige-
rungen? Wo werden ganze Häuser „leergezogen“ 
um grundzusanieren und anschließend in Eigen-
tumswohnungen umzuwandeln? Wo werden Woh-
nungen zu Ferienwohnungen umgewandelt oder 
bereits als solche genutzt? Wo werden die weitge-
henden Mieterhöhungsspielräume extrem ausge-
nutzt? Wo werden Wohnungswechsel zu extremen 
Mieterhöhungen genutzt? Wo müssen Hartz-IV-

Haushalte Wohnungen räumen, weil sie eine 
Auff orderung des JobCenters erhielten, ihre 
Mietkosten zu senken?
Wir wollen Ross und Reiter nennen, weil wir 
nicht nur aus nüchternen Statistiken die Ände-
rung der Lebensumstände von so vielen Men-
schen in unserem Bezirk bewerten wollen. Wir 
wollen diese Erfahrungs- und Wissenssammlung 
in politische Initiative umsetzen: krasse Fälle öf-
fentlich machen, die Vernetzung und den Wi-
derstand unterstützen und im Rahmen unserer 
Möglichkeiten auf Bezirks-, Landes- und Bundes-
ebene parlamentarische Initiativen anstoßen. 
Helfen Sie uns dabei!
Mieter-Notrufe an: Mi. 15-17 Uhr: 902 77 48 98
Per E-Mail an Linke.BVV.TS@googlemail.com       
oder per Post an: DIE LINKE, Feurigstraße 68, 
10827 Berlin

Flüchtlingsberatung 
Di. 11 Uhr und
 ALG2 Beratung
 Di. 13 Uhr mit
 Klaus Jürgen  Dahler 

Zum diplomatischen Asyl                    
von Julian Assange:

Ecuador gab dem Ersuchen As-
sanges statt, weil er in den 
USA bereits durch eine ge-
heime Prüfungskommissi-
on unter Anklage gestellt 
ist – so bestätigte der Spre-
cher des US-Justizministeriums, 
dass die Ermittlungen fortge-
führt werden.[1] Auch die Hypo-
these, dass Ecuadors Regierung 
vom Asyl profi tiere, ist falsch: 
Gegenwärtig leben und arbei-
ten in Ecuador 56.000 Flücht-
linge mit anerkanntem Asylsta-
tus, während ihre Menschen-
rechte in Europa systematisch 
verletzt werden; das UN-
Hochkommissariat für Flücht-

linge lobte mehrfach die Erfolge Ecuadors bei der Anwendung seines progressiven Asyl-
rechts.                                                                                                                                     Tobias Baumann                                         
[1]  Vgl. Philip Dorling, “Fresh call on Assange ‘espionage’”, in The Canberra Times vom 2.07.2012:        
www.canberratimes.com.au/opinion/political-news/fresh-call-on-assange-espionage-20120701-
21b59.html                                                                                                                                                                 
Ausführlich über die Veranstaltung auf: "Pro und kontra Julian Assange: Eine Veranstaltung zum Fall des 
WikiLeaks-Gründers" in der jW-Ladengalerie, 7.9.2012 Junge Welt

Oktober_LUPE_2012 color_GRAU_.indd   8 03.10.2012   23:25:18


